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Risikoraten für die akute lym-
phatische Leukämie (ALL)
war für Jungen dramatisch er-
höht und in nicht ganz so star-
ker Ausprägung auch für
Mädchen. Für beide Ge-
schlechter kombiniert war das
relative Risiko für die akute
lymphatische Leukämie in
belasteten Bezirken mehr als
dreifach höher als in unbela-
steten (RR = 3,4). Die Ergeb-
nisse dieser Untersuchung le-
gen den Schluß nahe, daß das
erhöhte Risiko, an Leukämie

Gegen den möglichen Export
der Hanauer Plutoniumfabrik
nach China protestierte
Greenpeace am 5. Dezember
2003 mit einer Großbild-Pro-
jektion an der Fabrik. In chi-
nesischen Schriftzeichen war
zu lesen: „Gefahr!“, sowie auf
deutsch: „Keine Atomfabrik
nach China!“ Greenpeace for-
dert von Bundeskanzler Ger-
hard Schröder (SPD) und Au-
ßenminister Joschka Fischer
(Grüne), den Export der Fa-
brik auf keinen Fall zu ge-
nehmigen. Die Plutoniumfa-
brik könne große Mengen
waffenfähiges Plutonium ver-
arbeiten und sei ein Risiko für
die internationale Sicherheit.

„Mit dem Export der Fabrik
würde Außenminister Fischer
seine eigene frühere Politik ad
absurdum führen“, sagt Stefan
Schurig, Leiter des Klima-
und Energiebereiches bei
Greenpeace, „in den neunziger
Jahren war Fischer die Anlage
zu gefährlich – sie ist heute
kein Stück sicherer gewor-
den.“ Fischer hatte als hessi-
scher Umweltminister den
Betrieb der Hanauer Fabrik
jahrelang verhindert, damals
mit der Begründung, die Plu-
toniumwirtschaft sei ein Risi-

ko für die internationale Si-
cherheit. Jetzt hat Fischer Me-
dienberichten zufolge bereits
seine Zustimmung zu dem
Export signalisiert.

Die Hanauer Fabrik ist eines
der zentralen Elemente der so-
genannten zivilen Plutonium-
wirtschaft. Diese beginnt in
den Wiederaufarbeitungsanla-
gen. Dort werden abgebrannte
Brennelemente chemisch ge-
trennt in Plutonium, Uran und
Spaltprodukte. Das Plutonium
wird anschließend in Fabriken
mit Uran gemischt und zu
Mischoxyd (MOX)-Brenn-
elementen verarbeitet. So war
es auch in Hanau geplant. Ur-
sprünglich sollten hier jährlich
bis zu fünf Tonnen Plutonium
zu 120 Tonnen MOX-Brenn-
elementen verarbeitet werden.
Das Plutonium sollte aus den
Wiederaufarbeitungsanlagen
im französischen La Hague
oder im britischen Sellafield
nach Hanau geliefert werden.
Dorthin liefern bislang die
deutschen Atomkraftwerke
ihre verbrauchten Brennele-
mente. Die MOX-Brennele-
mente werden dann erneut in
Atomkraftwerken, speziell in
Reaktoren vom Typ „Schnel-
ler Brüter“ eingesetzt. Dieser

Reaktortyp gilt als besonders
riskant. Die Hanauer Fabrik
war vor allem auf eine Bedie-
nung des nicht realisierten
Schnellen Brüters in Kalkar
am Niederrhein ausgerichtet.

Die Plutoniumwirtschaft hat
jedoch nur scheinbar einen
„zivilen“ Charakter. Tatsäch-
lich führt sie dazu, daß waf-
fenfähiges Plutonium in gro-
ßen Mengen verarbeitet und
transportiert wird. Eine lük-
kenlose Überwachung ist
nicht möglich. Das heißt: Die
„zivile“ Plutoniumwirtschaft
öffnet dem Mißbrauch von
Plutonium für militärische
Zwecke – etwa dem Bau einer
Atombombe – die Tür. Bei
der Europäischen Union (EU)
ist die Hanauer Anlage als so-
genannte „Dual-Use“-Anlage
eingestuft, die zweifach
(dual), sowohl zivil als auch
militärisch genutzt werden
kann.

Nach Ansicht des Vorsitzen-
den der Reaktorsicherheits-
kommission, Michael Sailer,
ist das zivile chinesische
Atomprogramm heute noch
viel zu bescheiden, als daß die
Hanauer Anlage dort einen
Sinn machen könnte. China
habe zwar acht Kernkraft-
werke in Betrieb, die abge-
brannten Brennelemente aus
diesen Reaktoren würden aber
bisher nicht wiederaufgear-
beitet, sondern nur zwischen-
gelagert. Das Plutonium, das
in ihnen stecke, sei noch viele
Jahre nicht verfügbar, könne
also auch nicht in der Hanauer
Anlage weiterverarbeitet wer-
den. Vielleicht in 20 Jahren
sei China so weit, die Hanauer
Anlage mit zivilem Plutonium
auslasten zu können, erklärte
Sailer in einem Interview mit
der Frankfurter Rundschau
vom 8. Dezember 2003.

Aus Sailers Sicht gibt es da-
gegen zwei Möglichkeiten, die
Anlage militärisch zu nutzen.
Erstens könnten damit Brenn-
elemente für die (militäri-
schen) Reaktoren produziert
werden, die Plutonium für
Atomsprengköpfe herstellen.
Zweitens sei denkbar, daß die

Fabrik anders zusammenge-
baut wird, als sie in Hanau bis
zu ihrer Zerlegung stand. Die
Komponenten der Anlage er-
möglichten es, Plutonium
fernbedient oder in soge-
nannten Handschuhkästen bei
einer sehr guten Abschirmung
vor radioaktiver Strahlung zu
verarbeiten. Das militärisch
genutzte Plutonium müsse
ähnlich wie das zivile che-
misch und mechanisch behan-
delt werden, bis es in einer
Form vorliege, die in den
Atomsprengköpfen eingesetzt
wird.

Einem im Auftrage von
Greenpeace von der Hambur-
ger Kanzlei Günther, Heidel,
Wollenteit & Hack erstellten
juristischen Kurzgutachten zu-
folge verstößt die Bundesre-
gierung bei einer Genehmi-
gung des Exports der Anlage
nach China sowohl gegen das
Außenwirtschaftsgesetz als
auch gegen das Kriegswaffen-
kontrollgesetz. Nach dem Au-
ßenwirtschaftsgesetz (AWG)
kann demnach die Ausfuhr
von Gegenständen nach
„pflichtgemäßem Ermessen“
bereits dann beschränkt wer-
den, wenn diese „bei der Ent-
wicklung, Erzeugung (...) von
Waffen, Munition und Kriegs-
gerät (nur) nützlich“ sein kön-
nen. Zwar sehe das AWG ei-
nen Ermessensspielraum vor,
dieser reduziere sich aber auf
Null, wenn das Empfänger-
land in einem Krisengebiet
liegt. China steht im Konflikt
mit seinen Nachbarn Taiwan
und Indien.

Das Kriegswaffenkontrollge-
setz läßt laut Rechtsanwalt
Michael Günther zudem über-
haupt kein Ermessen mehr zu,
wenn es um Atomwaffen geht.
Es verbiete bereits eine ent-
fernte „Förderung der Her-
stellung von Atomwaffen“.
Dabei könne sich die Bundes-
regierung auch dann schon
strafbar machen, wenn sie
eine solche Förderung zwar
nicht beabsichtigt, aber leicht-
fertig in Kauf nimmt. Ob ein
Land – wie China – schon
Atomwaffen besitzt, spiele ju-
ristisch keine Rolle. „Vor die-

zu erkranken, für die im Jahre
1986 geborenen und danach
weiter in radioaktiv belasteten
Gebieten lebenden Kinder aus
dem Tschernobyl-Fallout
folgt.
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sem Hintergrund ist es mehr
als Hohn, wenn die Bundesre-
gierung behauptet, sie habe
keinen Ermessensspielraum,
den Export zu verweigern –
Rot-Grün verdreht damit die
Gesetzesbindungen in ihr Ge-
genteil“, kritisiert die Green-
peace-Atomexpertin Susanne
Ochse.

Wirtschaftsexperten erwarten
jedoch bald grünes Licht für
den Hanau-Export und die ab-
schließende Einverständniser-
klärung des Außenministeri-
ums. Siemens erhofft sich
durch den Export der Hanauer
Anlage nach China einen
Startvorteil beim demnächst
anstehenden internationalen
Wettbewerb um den Bau neu-
er Kraftwerke in der Volks-
republik. Insbesondere in den
wirtschafts- und wachstums-
starken Provinzen Süd- und
Ostchinas sowie in der Mil-
lionenmetropole Schanghai
mehrten sich die Stromaus-
fälle und ganze Fabriken müß-
ten mangels ausreichender
Energieversorgung tagelang
ihren Betrieb einstellen. Wolle
die chinesische Regierung an
ihrem Ziel festhalten, das
Bruttosozialprodukt bis 2020
zu verdoppeln, müsse sie die
Anlagen zur Energieerzeu-
gung nahezu verdreifachen.
Derzeit betreibt China acht
Reaktorblöcke mit einer Net-
toleistung von insgesamt
6.000 Megawatt (MW). Drei
weitere Blöcke mit einer Lei-
stung von 2.500 MW sind in
Bau. Mindestens ein Atom-
kraftwerk müsse China in den
kommenden drei Jahrzehnten
jedes Jahr neu in Betrieb neh-
men, wenn es nach den
Wachstumsprognosen der Re-
gierung geht, heißt es – ein
Milliardenmarkt für Kraft-
werksbauer, an dem Siemens
über seine 34-prozentige Be-
teiligung am französischen
Hersteller Framatome beson-
ders dann teilhaben könne,
wenn der Konzern mit der
Hanauer Anlage die Infra-
struktur zur Herstellung einer
auch künftig ausreichenden
Zahl von Brennelementen zur
Verfügung stellen könne. l

Wer sich auf Atomkraft
verläßt, gefährdet die
Versorgungssicherheit.
Dieses Fazit zog Bundes-
umweltminister Jürgen
Trittin aus den Strom-
ausfällen und Versor-
gungsengpässen des
vorigen Sommers. In
Frankreich, den USA und
Skandinavien sei die
Anfälligkeit von Versor-
gungsstrukturen, die sich
in hohem Maße auf
Atomkraft verlassen, zu
Tage getreten. „Versor-
gungssicherheit gibt es
nur in einem neuen Ener-
giemix. Nur die Ener-
giewende sichert unsere
Versorgung für morgen“,
meint Trittin.

Kein Land steige so zügig und
konsequent aus der Atomkraft
aus wie Deutschland, erklärte
Trittin zur Eröffnung des 12.
Deutschen Atomrechtssympo-
siums am 7. Oktober 2003 in
Köln und bezog sich dabei auf
Mülheim-Kärlich, das endgül-
tig stillgelegt sei und das
Atomkraftwerk Stade, das
Mitte November 2003 vom
Netz ging. Der Atomausstieg
begrenze die Abfallmenge, in-
dem er die Betriebsdauer der
Kernkraftwerke auf 32 Jahre
befriste, was der Hälfte der
Laufzeit in den USA entspre-
che. Dennoch werde man am
Ende vor einem radioaktiven
Abfallberg von 250.000 Ku-
bikmetern stehen, so der Bun-
desumweltminister. Hierfür
müsse eine möglichst sichere
Endlagerung gefunden wer-
den, die von der ganzen Ge-
sellschaft getragen wird.

„Das Auswahlverfahren für
das nationale Endlager muß

transparent und nachvollzieh-
bar sein. Die Kosten für diese
Suche und für die Einrichtung
eines Endlagers müssen die
Verursacher, also die AKW-
Betreiber, übernehmen“, for-
derte Trittin. Darüber hinaus
äußerte Trittin Zweifel an der
Zukunftsfähigkeit der beste-
henden Organisation der
Atomverwaltung und schlug
vor, die Aufsicht über die
Atomkraftwerke beim Bund
zu konzentrieren. Angesichts
des gesetzlich geregelten
Atomausstiegs sei absehbar,
daß in wenigen Jahren meh-
rere Länder nur noch für einen
oder zwei Reaktoren zustän-
dig sein werden. Neben Hes-
sen, wo dies heute schon gilt,
sei dies für den Fall, daß
Strommengenübertragungen
zwischen den Atomkraftwer-
ken nicht erfolgen, ab 2009 in
Schleswig-Holstein, ab 2011
in Niedersachsen und ab 2012
in Baden-Württemberg zu er-
warten. „Insbesondere ange-
sichts der Nachwuchspro-
bleme bei kompetenten Fach-
leuten und der angespannten
öffentlichen Haushalte ist es
doch fragwürdig, daß jedes
betroffene Land eine eigene
Atomverwaltung aufrechter-
hält, im Zweifel für einen ein-
zigen Reaktor“, sagte Trittin
und schlug vor, zumindest für
die Aufsicht über die Atom-
kraftwerke während der Rest-
laufzeit die sogenannte Bun-
deseigenverwaltung einzufüh-
ren. Bislang erfolgt diese Auf-
sicht in sogenannter Bundes-
auftragsverwaltung, das heißt
durch die Länder unter der
Aufsicht des Bundes. „Bund
und Länder sollten das Thema
unvoreingenommen prüfen
und diskutieren. Entscheidend
muß sein, mit welcher Ver-
waltungsform ein Höchstmaß

an Sicherheit in der Restlauf-
zeit der Atomkraftwerke er-
reicht werden kann“, forderte
Trittin.

Grundlage für die geplante ge-
setzliche Regelung zur Endla-
gerung des Atommülls sollen
insbesondere die Vorschläge
des „Arbeitskreis Auswahlver-
fahren Endlagerstandorte“,
(AKEnd) vom Dezember
2002 sein. Der AkEnd hatte
ein Beteiligungsverfahren mit
maximaler Transparenz und
Nachvollziehbarkeit während
des gesamten Entscheidungs-
prozesses empfohlen. Strah-
lentelex hatte mehrfach aus-
führlich berichtet. Es solle
keine Vorfestlegung auf
Standorte stattfinden, heißt es.
In drei bis fünf Regionen, die
nach geo- und sozialwissen-
schaftlichen Kriterien am be-
sten für ein Endlager geeignet
erscheinen, sollen dann ober-
irdische Erkundungen vorge-
nommen werden. Die beiden
bestgeeigneten Standorte
schließlich sollen dann unter
Tage erkundet werden. „Dabei
meine ich auch Erkundung
und nicht den als Erkundung
getarnten Bau eines Endla-
gers, wie er in Gorleben be-
trieben worden ist“, betonte
Trittin. Erst nach diesem
Standortvergleich soll über
den Endlagerstandort ent-
schieden werden. „Der Deut-
sche Bundestag muß zumin-
dest die letzte Entscheidung
treffen. Ich würde es aber be-
grüßen, wenn das Parlament
auch über die Standorte zur
ober- und unterirdischen Er-
kundung entscheiden würde“,
sagte Trittin.

Die Kosten für das gesamte
Auswahlverfahren bis zur
Entscheidung über den Endla-
gerstandort taxiert Trittin auf
maximal 700 Millionen Euro.
„Das ist halb so viel wie die
1,4 Milliarden Euro, die in
Gorleben im Salz verbuddelt
wurden“, so der Bundesum-
weltminister. Alle Schritte der
Endlagerung sollten verursa-
chergerecht finanziert werden,
das gelte für Auswahlverfah-
ren, Erkundung, Errichtung,
Betrieb und Stillegung des

Atomwirtschaft

Atomkraft gefährdet die
Versorgungssicherheit
Die AKW-Betreiber sollen die finanzielle Verantwor-
tung für die Endlagerung von Atommüll übernehmen


